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MIt einhergehende Dıistanzıerung VO Liberalismus als einer umiassenden moralıschen
Lehre se1In. SO 1st der vorliegende ber weıte Strecken eın Spiegel Jjenes dramatischenUmbruchs, der iın den spaten 80er Jahren dazu geführt hat, nıcht 1Ur seine CISCNCNsprünglıch außerordentlich starken geltungstheoretischen Ansprüche, sondern uch die
ehemals strikte Frontstellung den Utilitarısmus erheblich abzuschwächen (vgl
107 09) Da dieser Schritt eben nıcht NUr, W1e€e uUu1ls glauben machen möchte, DA
Klärung und Stärkung seiner Posıtion beiträgt, sondern eıne I1 Reihe oravierenderProbleme nach sıch zıeht, lıegt auf der Hand Besonders bedauerlich 1st jedoch der
Umstand, da ausgerechnet die beiıden etzten Hauptteile des €S$.; iın denen tatsäch-
ıch einıge weıterführende Aussagen insbesondere Zur praktischen Umsetzung seınes
Entwurtes macht, aufßerst skizzenhaft bleiben un! keiner abschließenden Überarbei-
tung mehr unterzogen werden konnten. So bleibt der letztlich eın Torso. Wıe schon
dıe 11UT eın Jahr VO Herman herausgegebenen Lectures the Hıstory of Mo-ral Phiılosophy dürfte uch der nunmehr vorgelegte, VO Kelly behutsam edierte Text
VOT allem für ll diejenıgen VO Interesse se1ın, die sıch dem vielschichtigen Rawlsschen
(Euvre aus werkgenetischer Perspektive nähern. Wer dagegen prımär systematısch 1N-
teressiert 1St un: ach einer tragfähigen Begründung einer substantiellen Gerechtig-keitskonzeption fragt, der wırd uch ach der Lektüre dieses Übergangswerkes ankbar
z Hauptwerk, der Theorie VO I9 zurückkehren. F.-]J.BORMANN

POLITISCHE PHILOSOPHIE DES SOZIALSTAATES. Herausgegeben VO Wolfgang Kersting.Weilerswist: Velbrück Wıssenschaftt 2000 510 S ISBN 3-934730-14-0
Das immer drängender werdende Problem des verantwortlichen Umbaus der soz1al-

staatlichen Siıcherungssysteme steht seit langem nıcht 1L1Ur 1n Deutschland ganz ben aut
der Agenda der politischen Philosophie. SO 1St 1Ur konsequent, da{ß sıch Kersting1mM Anschlufß se1ıne Überlegungen ZUuUr soz1ıalen Gerechtigkeit 1U  — direkt dem Soz1ial-

zuwendet. Der VO ıhm herausgegebene amme. möchte einen Beıtrag A G fäl-
ligen Selbstüberprüfung des Sozialstaats“ (16) eisten und der Frage nachgehen, „ob der
hypertrophe Sozıialstaat der Bundesrepublik nıcht längst gerechtigkeitsethisch UMSC-kıppt 1st und die prekäre ethisch-politische Balance VO Marktsystem und Staatssystem,Eıgenverantwortung un: kollektiv-egalitärer Grundversorgung zerstort hat“ ebd
Die Frage stellen, bedeutet treilich, S1€e bereits beantworten. Und tatsächlich
zıeht sıch die Forderung nach Begrenzung sozıualstaatlicher Leistungen 1n unterschiedli-
chen Varıationen WwW1e eın Faden durch die verschiedenen Eınzeluntersuchungen.
Der gliedert sıch 1n Wel Teıile Dıie sechs Beıträge des ersten Teıls analysıeren das
‚JOzZzlalstaatskonzept 1im Lichte der wichtigsten politikphilosophischen Theorien‘, wäh-
rend dıe sechs Autsätze des zweıten Teıls der Verortung des Soz1ialstaats ‚zwischen Ethıik
und Okonomie‘ gewidmet sınd

Zintl untersucht die libertäre Soz1ialstaatskritik be1 Hayek, Buchanan un! Nozick.
Jenseıts des lıberalen Minımalkonsenses, der neben der Forderung der Beschränkungund Regelgebundenheit organısıerter Transferleistungen SOWIl1e dem Verbot direkter
staatlıcher Interventionen insbesondere den Schutz der indıyıduellen Freiheit beinhal-
tot,; weısen die Konzepte der genannten utoren gravierende, allerdings oft übersehene
Differenzen auft. Während Nozick och ehesten eınen „radıkalen Mınımalısmus“
(107 vertrete, sehe etwa Hayek ausdrücklich eıne Form der Staatstätigkeit VOIL, die
durchaus soz1ialstaatliıch YeENANNL werden könne und eindeutig ethisch begründet sel.
Insgesamt hält den VO allen reı Denkernen „output-orlientierten un! O”ıtısch indifferenten Liberalismus“ War für eiıne „konsistente und moraliısch nıcht anru-
chige Posıtion“ doch erteılt allen monuistischen Ansprüchen, die eINZIg denk-
are und akzeptable liberale Posıtion se1n, eıne klare Absage.Gegenüber einer oft überzogenen Sozıialstaatskritik unternımmt Koller den Ver-
such, „den Soz1ialstaat ‚War nıcht 1ın seiner heute bestehenden Form, ber doch 1m
Prinzıp als eın Ertordernis der sozıalen Gerechtigkeit verteidigen“ Dıi1e often-
kundigen Effizienzmängel und Ungerechtigkeiten des bestehenden Systems 11l 1mM
Anschlufß Aall Rawls durch eıne Sozialstaatskonzeption überwinden, die 1mM wesentlichen
auf den rel Säaäulen eines ‚allgemeinen Grundeinkommens‘, eines ‚einfachen, umverte1-

151



BUCHBESPRECHUNGEN

lenden und beschäftigungsfreundlichen Steuersystems’ SOWI1e eıner ‚erwerbsunabhängı-
gCn allgemeınen Krankenversicherung‘ basıert (vgl 153) Allerdings wırd weder deut-
lıch, Ww1e€e das dazu ertorderliche orößere Ausmafß Umverteilung mMI1t der im selben
Atemzug verlangten Beschäftigungsfreundlichkeit des Abgabesystems vereinbar se1n
soll, och werden Angaben über die Höhe des Grundeinkommens der den
ungefähren Leistungsumfang der Krankenversorgung gemacht.

Chwaszcza versucht 1n ıhrem Artikel,; die metaethischen und methodologischen
Schwachstellen 1n Dworkıiıns autonomieethischer Begründung eiıner wertneutralen
Theorie distriıbutiver Gleichheıit autzudecken. In weıtgehender Anlehnung Kerstings
Dworkin-Kritik onılert s1e dessen „Fixierung autf eıne rein subjektivistische Bewer-
tungstheorie” SOWI1e den „letzlich apolıtischen Charakter VO  - Dworkins egalıtärem Ea
beralısmus“ DE seın indıyvidualrechtlicher Begründungsansatz „nıcht 1Ur AUS

pragmatıischen Gründen politisch-praktisch untauglich“, sondern „grundsätzlıch
übersetzbar 1n die Bedingungen der realen Welt“ se1 (160), emptehle sıch das „beschei-
denere Programm” eıner orıgınär politischen Sozialstaatsbegründung, das die „Kom-
pensatiıon struktureller Benachteiligungen der Burger durch soz1ıuale Instıtutionen und
dıe Gewährleistung einer Grundversorgung mıiıt materiellen und immaterıellen ‚Grund-
gütern ” den Mittelpunkt stelle 199

Im vierten Beıtrag oibt Kersting eıne kurze Zusammenfassung seıner andernorts
bereıts austührlicher vorgetragenen Kritik egalitaristischer Sozialstaatsbegründung.

Sturma sıch 1n seiınen überaus intormatıven und ucıden Ausführungen mMi1t
dem derzeıt VOIL allem VO Sen un NussbaumenAnsatz eines ‚UL VeI-
salıstıschen Aristotelismus‘ auseinander, der 7zweıtellos den interessantesten Ntwur-
ten zeitgenössıischer Moraltheorie gehört. Seine systematısche Bedeutung besteht darın,
da{ß GT1 1n klarer Frontstellung utilıtarıstıschen un:! kommunitarıstischen Konzepti0-
HE1 wesentliche Motive eınes unıversalistisch ausgerichteten neokantianısc inspırıerten
Liberalismus festhält, zugleich ber dessen „Kontextblindheıt un: überzogenen Forma-
lısmus“ (287) überwınden moöchte. Di1e VO Sen und Nussbaum Rawlsschen Ansatz
VOrLTSCHOIMMECHECI Korrekturen und Erganzungen betretten VOT allem den Nexus VO

Moralıtät un:! menschlicher Natur, die Grundgüterlehre SOWl1e den Status einer Theorie
des Guten, wobel 65 insbesondere darum gyeht, die „grundlegende Dıversıität VO Perso-
NEeIIN und ihren gesellschaftlıchen Kontexten“ nehmen. Obwohl hier keine
näheren Schlufstolgerungen für dıe konkrete Gestalt des Sozialstaates BeEZOBCNH werden,
sınd die Überlegungen doch insotern VO oroßer praktischer Bedeutung, als die Erarbei-
tung normatıv gehaltvoller operationalısıerbarer Kategorıien eiıne notwendıge Voraus-
SEIZUNgG für jede sinnvolle sozlalpolitische Strategieplanung darstellt.

Der Rekonstruktion des Beıtrags der christlichen Gesellschafttslehre ZUT Bestimmung
VO Notwendigkeıt und Grenze legıtiımer Sozialstaatliıchkeit sınd die den ersten Teıl des
Bds beschließenden Ausführungen VO Spieker S gewıdmet. Eın kurzer hıstor1-
scher Rückblick erinnert nıcht LLUTLr die theoretische Frontstellung katholischer ‚O7Z1-
allehre gegenüber einem Laisser-faire-Liberalismus auf der einen und einem romantı-
schen Ständedenken bzw. eiınem revolutiıonärem Soz1ialısmus auf der anderen Seıte,
sondern uch dle ganz konkreten praktischen Inıtiatıven des politisch organısıerten
Katholizismus 1n Kaiserreich un We1i1marer epublık. Im Anschlufß daran wendet sıch

mıiıt Blick auf die Rentenversicherung, den Familienlastenausgleich, die Arbeıitslos1ig-
keit und die Pflegeversicherung der gegenwärtigen Krise des Soz1ialstaats Dıiagnose
und Therapıievorschläge orlıentieren sıch den klassıschen katholischen Ordnungs-
prinzıpıien der Solıdarıtät, der Subsidiarıtät SOWl1e des Gemeinwohls. In klarem Gegen-
Satz der nıcht selten VO wohlmeinenden Kirchenvertretern unterstutzten Forderung
eıner immer weıteren Expansıon des soz1ıalstaatlıchen Leistungssystems agt
Recht die notwendıge „Solidarıität mıi1t den Beitragszahlern“ e1in. führen die
utopischen Heilserwartungen einer weıthın säkularısiıerten Gesellsc den Soz1ial-

nıcht L11UTL dessen hoffnungsloser Überforderung, sondern auch ZUr Unterminıie-
rung eiınes der Eigenverantwortlichkeit verpflichteten sozialstaatsbürgerlichen Ethos

Nıda-Rümelin diskutiert iın seiınen auffallend allgemeın gehaltenen Ausführungen
das ethische Fundament nıcht eines bestimmten, real existierenden, sondern eınes iıdea-
len legıtımen Sozıalstaates, wobel sıch 1ın lockerem Anschlufß Rawls VOI allem miıt
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vertragstheoretischen Überlegungen auseinandersetzt. Gegenüber eiınem CS gefalstenKontaktualismus, der ylaubt, Moralıtät auf Rationalıtät der klugen Verfolgung e1ge-
1LiCT Interessen reduzieren können, wırd hıer tür eine erweıterte Perspektive plädiert,
1n der sıch die „vıer Grundorientierungen menschlichen Handelns, nämlich aufgeklärtesEıgeninteresse, Freıheıt, Gerechtigkeit und SolıdarıtätSYSTEMATISCHE PHILOSOPHIE  vertragstheoretischen Überlegungen auseinandersetzt. Gegenüber einem eng gefaßten  Kontaktualismus, der glaubt, Moralität auf Rationalität i.S. der klugen Verfolgung eige-  ner Interessen reduzieren zu können, wird hier für eine erweiterte Perspektive plädiert,  in der sich die „vier Grundorientierungen menschlichen Handelns, nämlich aufgeklärtes  Eigeninteresse, Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität ... zu einem System normativer  Begründungen“ vernetzen (337). Die äußerst vage Rede von der Vernetzung kann aller-  dings ebensowenig wie der in Aussicht gestellte ‚überlappende Konsensus‘ der divergie-  renden Eigeninteressen darüber hinwegtäuschen, daß das nähere Verhältnis sowie die  genauen Implikationen der genannten Grundorientierungen hier völlig ungeklärt blei-  en.  G. Lohmann setzt sich in seinem Beitrag mit der Problematik sozialer Menschen-  rechte auseinander. Da es einerseits gute Gründe für die Ausweitung der Menschen-  rechte in den Bereich der sozialen Rechte hinein gibt, Menschenrechte aber andererseits  zu ihrer Durchsetzung über ihre normative Geltung hinaus der rechtlichen Positivie-  rung bedürfen, sei es erforderlich, soziale Menschenrechte „im Kontext von jeweils par-  tikularen Rechtsgemeinschaften (zu) diskutieren“ (362). Zur langfristigen Etablierung  eines sozialen Weltbürgerrechts wird empfohlen, die Entwicklungshilfe und auswärtige  Politik so zu gestalten, „daß sie einen politischen Export des Sozialstaatsmodells an-  strebt, damit andere Staaten die ihnen zukommenden Pflichten für ihre Staatsbürger an-  gemessen erfüllen können“ (366).  Die enge Verbindung unserer sozialen Sicherungssysteme mit der Erwerbsarbeit bil-  det den Problemhintergrund der Reflexionen von H. Schlothfeld, der gegenüber den  s.E. falschen Alternativen der Einführung eines arbeitsunabhängigen Grundeinkom-  mens einerseits und der Etablierung eines strikten Rechts auf Arbeit andererseits für  eine „mittlere Option“ votiert, die er als „Recht auf Beteiligung an der Erwerbsarbeit“  (373) bezeichnet. Statt des utopischen Ziels einer vollständigen Beseitigung der Arbeits-  losigkeit geht es ihm um den möglichst effektiven „Schutz vor einem langfristigen oder  gar dauerhaften Ausschluß aus der Erwerbsarbeit“ (ebd.), was weder eine zeitweilige  Arbeitslosigkeit noch eine bloße Teilzeitbeschäftigung u.U. unterhalb des jeweiligen  Qualifikationsniveaus ausschließt. Die notwendige Abkoppelung der sozialen Siche-  rungssysteme von der Erwerbsarbeit erfordere die schrittweise Einführung eines „staat-  lich garantierte(n) Mindestanspruch(s) auf Alters- und Krankenversorgung und ein ar-  beitsunabhängiges Grundeinkommen“ (400).  Mit der Effizienz, Legitimität und Gerechtigkeit des Sozialversicherungssystems be-  schäftigt sich auch K. R. Lohmann (=L.). Er vertritt die nicht eben überraschende  These, „daß in Verteilungskonflikten ein Ausgleich zwischen Fairneß und Egalität sowie  entsprechend Effizienz und Legitimität geboten ist“ (408). Angesichts der Verschieden-  heit der individuellen Bedürfnisse und Interessen fordert L. eine staatlich garantierte  „minimale Grundversorgung bei Krankheit und Erwerbslosigkeit“ (424), während alle  über die egalitäre Grundsicherung hinausgehenden Leistungen durch private Versiche-  rungsgesellschaften abgedeckt werden müssen.  Um eine systematische Verhältnisbestimmung von Effizienz und Gerechtigkeit geht  es auch M. Schefczyk und B. P. Priddat. Der Wert ihrer sehr grundsätzlich angelegten  UÜberlegungen besteht vor allem in der Ausleuchtung des wissenschaftstheoretischen  Hintergrundes der gegenwärtigen Sozialstaatsdiskussion. Sie erinnern zu Recht an die  oft verkannte „Vielfalt der Kombination von Effizienz- und Gerechtigkeitsgründen ...,  die für die Legitimation und Delegitimation des Sozialstaates offenstehen“ (451). Allen  Versuchen, sozialstaatliche Arrangements allein auf der Basis ökonomischer Rationalität  zu rechtfertigen, erteilen sie insofern eine klare Absage, als hier „mit einem eindimensio-  nalen Gerechtigkeitskonzept“ i.S. des Pareto-Prinzips operiert werde, das zu normativ  unbefriedigenden Ergebnissen führe (429).  Im letzten Beitrag des Bds. setzt sıch W. Kersting mit den Gerechtigkeitsproblemen  sozialstaatlicher Gesundheitsversorgung auseinander, wobei er gegenüber den komple-  mentären Extremen eines ‚reinen Marktes‘ und eines ‚absoluten Wohlfahrtsstaates‘ für  die „Option einer angemessenen Mischung privater und öffentlicher Versorgungsfor-  men“ (469) plädiert. Es sind im wesentlichen die drei Argumente des Marktversagens,  des transzendentalen Charakters des Gutes der Gesundheit und des Vertrages, die K.  153einem 5System normatıver
Begründungen“ vernetfzen Die iußerst VaApC ede VO der Vernetzung kann aller-
dıngs ebensoweni1g WwWI1e der 1ın Aussıcht gestellte ‚überlappende Konsensus‘ der dıverglie-renden Eıgeninteressen darüber hinwegtäuschen, dafß das nähere Verhältnis SOWI1e die
SCHAUCH Implıkationen der geNANNTLEN Grundorientierungen hıer völlıg ungeklärt ble1-

Lohmann sıch 1n seiınem Beıtrag mıt der Problematik sozıaler Menschen-
rechte auseinander. Da C einerseılts guLe Gründe für die Ausweıtung der Menschen-
rechte 1n den Bereich der soz1ı1alen Rechte hınein 1bt, Menschenrechte aber andererseits

iıhrer Durchsetzung ber ihre normatıve Geltung hinaus der rechtlichen Posıtıiyie-
rung bedürten, se1 CS erforderlich, soz1ıale Menschenrechte „1M OnNntext VO Jjeweıls Par-tikularen Rechtsgemeinschaften (ZU) diskutieren“ Zur langfristigen Etablierung
elines soz1alen Weltbürgerrechts wiırd empfohlen, die Entwicklungshilfe und auswärtigePolitik gestalten, er S1e eiınen polıtıschen Export des Soz1ialstaatsmodells
strebt, damıt andere Staaten die iıhnen zukommenden Pflichten für iıhre Staatsbürgerertüllen können“

Dıi1e CNSC Verbindung unNlserer soz1ıalen Sıcherungssysteme mıiıt der Erwerbsarbeit bıl-
det den Problemhintergrund der Reflexionen VO  a Schlothfeld, der gegenüber den
E talschen Alternativen der Einführung eines arbeiıtsunabhängigen Grundeinkom-
189148 einerseıts und der Etablierung eiınes striıkten Rechts auf Arbeıt andererseıts für
eine „mittlere Option“ votlert, die als „Recht auf Beteiligung der Erwerbsarbeıit“

bezeichnet. Statt des utopıschen Ziels eıner vollständigen Beseıtigung der Arbeits-
losigkeit geht ıhm den möglıchst effektiven „Schutz VO einem langfristigen der
gar dauerhaften Ausschlufß aus der Erwerbsarbeit“ (ebd.), W as weder eiıne zeitweıligeArbeitslosigkeit noch eıne blofße Teilzeitbeschäftigung u.U. unterhalb des jeweilıgenQualifikationsniveaus ausschließt. Dıie notwendige Abkoppelung der soz1ıalen Sıche-
rungssysteme Ol der Erwerbsarbeit eriordere die schrittweise Einführung eınes 99'  aLt-
ıch garantıerte(n) Miındestanspruch(s) auf Alters- un:! Krankenversorgung un eın A1l-

beitsunabhängiges Grundeinkommen“
Mıt der Effizienz, Legıtimität und Gerechtigkeit des Sozlalversicherungssystems be-

schäftigt sıch auch Lohmann E} Er vertritt die nıcht ben überraschende
These, „dafß 1n Verteilungskonflikten eın Ausgleıich 7zwischen Fairnefß und Egalıtät SOWI1e
entsprechend Efthizienz und Legitimität geboten 1St  “ Angesichts der Verschieden-
eıt der indıviduellen Bedürfnisse un: Interessen fordert eine staatlıch garantıerte„minımale Grundversorgung bei Krankheıit und Erwerbslosigkeit“ während alle
ber die egalıtäre Grundsicherung hinausgehenden Leistungen durch private Versiche-
rungsgesellschaften abgedeckt werden mussen.

Um eiıne systematısche Verhältnisbestimmung VO Effizienz und Gerechtigkeit geht
C uch Schefczyk un! Priddat. Der Wert ihrer sehr grundsätzliıch angelegtenÜberlegungen esteht VOT allem 1n der Ausleuchtung des wıssenschattstheoretischen
Hıntergrundes der gegenwärtigen Sozıjalstaatsdiskussion. S1e erinnern Recht dıe
ott verkannte „Vielfalt der Kombination VO Ethizienz- und Gerechtigkeitsgründendie für die Legıitimation und Delegitimation des Soz1ualstaates ottenstehen“ en
Versuchen, soz1ıalstaatliche Arrangements allein auf der Basıs ökonomischer Rationalıtät

rechttertigen, erteilen S1e insotern eıne klare Absage, als hıer IT einem eindimens1i0-
nalen Gerechtigkeitskonzept“ E: des Pareto-Prinzıps operıert werde, das normatıv
unbefriedigenden Ergebnissen hre 429)

Im etzten Beitrag des Bds sıch Kersting mıt den Gerechtigkeitsproblemensozıalstaatlicher Gesundheitsversorgung auseinander, wobel gegenüber den komple-
mentaren Extremen eines ‚reinen Marktes‘ und eınes ‚absoluten Wohltahrtsstaates‘ für
die „Option einer ANSCINCSSCHECN Mischung privater und ötftentlicher Versorgungsfor-
men  e (469 plädiert. Es sınd 1mM wesentlichen die dreı Argumente des Marktversagens,des transzendentalen Charakters des (Csutes der Gesundheit und des Vertrages, die
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zufolge „eıine zumiındest 1n ihren asalen Leistungen marktunabhängıge Gesundheits-
VErSOTSUNG jedem anderen Verteilungsmodell gegenüber vorzugswürdıg“ erscheinen
lassen Die klare Absage eınen wohltahrtsstaatlichen Versorgungsmax1imalıs-
I[11US erganzt durch die Forderung nach mehr „Marktöffnung aut en Gebieten“, der
„Vermehrung VO Wettbewerbsstrukturen“ Gesundheitswesen SOWIl1e eıner generel-
len „Reduktion zentraler Planungsvorgaben“ (503

Obwohl der nıcht zuletzt der umfangreıichen Beıträge des Herausgebers
unverkennbar dessen Handschriuft tragt, kann VO eıner monolıthischen Geschlossen-
heit keine ede se1in. SO bieten die Beıträge des nı d besonders gelungenen ernstien
Hauptteıiles eiınen informativen Überblick ber die wichtigsten, teilweise direkt 1-
läufigen Hauptströmungen zeitgenössischer politischer Philosophie. Untersuchungen,
die sıch 1ın Terminologiıe, Argumentatıon un! Zielausrichtung weıtgehend der Rawls-
schen Faırneßkonzeption verpflichtet wıssen (vgl Koller, Nida-Rümelin), stehen direkt
neben Beıträgen, dıe Rawls’ Argumentatıon nıcht 11UT einer scharten Kritik unterziehen,
sondern aus grundsätzliıchen Erwäagungen ablehnen (Kersting). Eın och heterogeneres
Bıld bietet der Z7zweıte Hauptteıl. Schon reın tormal 1st zumiıindest überraschend, da:
hıer abstrakte Grundsatzreflexionen (Nida-Rümelin, Schefczyk/Priddat) und relatıv
konkrete Eınzelproblemanalysen (Schlothfeldt, Kersting) kurzerhand einem aller-
dıngs außerst Generalthema zusammengebunden werden. NnNstatt eın begrenztes
Thementeld interdiszıplinär bearbeıten, werden eineIReihe VO Problemberei-
chen angerıssen. 7 war scheinen die meısten utoren 1n der Diagnose der Inethizien7z
un Ungerechtigkeit des soz1ıalstaatliıchen Status qUO übereinzustimmen, doch kommt

angesichts d€1' Thementülle nıcht dazu, die durchaus unterschiedlichen Therapıevor-
schläge un: Zielvorstellungen direkt miteinander 1Ns Gespräch bringen. Be1 aller
Sympathıie für die generelle Stoßrichtung des Bads., AaSSsıve strukturell bedingte Fehlent-
wicklungen bundesrepublikanischer Sozialstaatswirklıchkeit schonungslos offenzule-
pCNM, darf jedoch nıcht 1U arum gehen, Übertreibungen und Wucherungen be-
schneiden. Vielmehr mussen Z langfristigen Zukunftssicherung recht verstandener
Sozıialstaatlichkeit uch durchaus bestehende Mängelsıtuationen und Leerstellen (Z2D
1m Bereich der Bıldung der 1M Kampf SCHCH CUuU«C Formen der |Kınder-]JArmut als sol-
che erkannt un:! strukturell bearbeitet werden. Nur kann INa  - den ebenso nahelie-
genden w1e€e unberechtigten ' orwurt mangelnder Solidarität entkräften, der 1n UuUNsSsCTECIN
Land all diejenıgen tretffen pflegt, die N, die Berechtigung bestehender soz1al-
politischer Privilegierungen hinterfragen. F.-J] BORMANN

KERSTING, WOLFGANG, Theorien der sozıalen Gerechtigkeit. Stuttgart, Weımar: Metzler
2000 417 S) ISBN 3-476-01 752-4
Nach mehreren kleineren Abhandlungen diversen gerechtigkeitstheorethischen

Eınzelfragen hat Kersting nunmehr eine umfangreiche Monographie um
ebenso zentralen Ww1e umstrıttenen Begriff der soz1ıalen Gerechtigkeit vorgelegt, dıie C1I-
klärtermaßen eın doppeltes 1el verfolgt. Zum eiınen soll der die eıgene frühere Posıtion
korrigierende Nachweis dafür erbracht werden, „dafß eine Sozialstaatsbegründung 1mM
Rahmen des egalıtären Liberalismus nıcht gelıngen kann  « weıl derartige nsätze „be-
trächtliche freiheitsprekäre Auswirkungen“ haben, die sS1e „1N eınen deutlichen Gegen-
Saltz den Grundüberzeugungen des normatıven Individualismus und den darın be-
gründeten iındıyidualrechtlichen und bürgerethischen Vertügungsrechten setzen“ (6)
Zum anderen moöchte zeıgen, da{ß gleichwohl eine valıde Sozialstaatsbegründung
ter der Voraussetzung eines „Paradigmenwechsel(s) VO gescheiterten Paradıgma der
egalıtarıstischen Gerechtigkeit ZUuU Paradıgma der politischen Solidarıität“ MOg-ıch erscheint. Von den insgesamt acht Hauptkap. des Bds sınd die ersten S€ChS der Wi-
derlegung promınenter Entwürte egalıtärer Verteilungsgerechtigkeıit gewıdmet, wäh-
rend die beiden Schlußkap. eine posıtıve Entfaltung des Om Autor selbst favorisierten
Konzepts eines ‚Liberalismus Sans phrase‘ unternehmen.

Im NsChHIW: einıge einleiıtende Überlegungen ZUiß: Semantik und Geschichte des
Begriffs der Verteilungsgerechtigkeıit 1n den ersten beiden Kap., die neben einer allge-
meınen typologischen Orıentierung ber die verschiedenen FESSOUTrCEN-, struktur- und
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